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bilde, mıt Sicherheit aber sind die Christen keine en un Eindruck, da{fs sıch In der Theologie manche Absolutheits-
dıie Cn nicht Christen In atu nascendl. kämpfe des neunzehnten Jahrhunderts wıederholen Für

Christen aber ist TG notwendig, siıch über das uden-
1U  S aufzuklären, we1l S1e sich damıt auch über sıch selbstWas werden dıese theologıischen FEinsichten In dıe Jüdischen

Wurzeln des Christentums für Konsequenzen für dıe Kırchen aufklären. DIie olge für die christlichen Konfessionen könnte
haben? se1n, da{fß S1e hre eigene partiıkulare Exıstenz anerkennen

un nıcht unter Schmerzen, sondern 65 durchaus begrüßen,
Stegemann: ancnma scheıint S da{s 6S in der Kırche da{ß andere 91Dt, da{ß das Judentum daneben ex1istiert.
auch der Basıs ıne selbstverständlichere Wahrnehmung Ohne die weıtergehende Ex1istenz des Judentums würde ei-

dieses Pluralısmus ıbt als In der Theologıie. Ich habe oft den Wds sehr Flementares In Vergessenheit geraten.

Karlsruhe un die Familienpolitik
Konsequenzen AdUus dem Jüngsten Urteil des Bundesverfassungsgerichts

In seinem aufsehenerregenden Urteil Vormm Januar hat das Bundesverfassungs-
gericht dem Gesetzgeber MASSLVe orgaben für dıe steuerlıche Entlastung der AML-
hıen gemacht. Die famılıenpolitischen Defizite lassen sıch letztlich aber nıcht durch
Gerichtsentscheidungen eheben, sondern HUT UTC instıitutionelle Vorkehrungen
zugunsten der Famılıen dıe ese Von reHabısch, Professor für Christlıche
Gesellschaftslehre der atholısche Unwersıität Eıchstätt.

IDER Bundesverfassungsgericht hat selner bereıts se1lt Begınn hen“ Besonders erstaunlich ist dıe breıte Zustimmung der
der neunziger re währenden Rechtsprechung In Sachen Parteılen. Bundesfinanzminister Lafontaıine, ın dessen Haus-

halt für 999 sich nach dem Karlsruher Urteil eın Defizit 1mMFamilienentlastungen eın weıteres, spektakuläres Urteil hın-
zugefügt. Miıt Datum VO 19 Januar 1999 hat den (Gesetz- zweistelligen Milliardenbereich auftut, sah sıch dadurch
geber verpflichtet, der Ungleichbehandlung VO  —_ Famıilien nichtsdestowen1ger In der ichtung selner Politik bestätigt.
und Alleinerziehenden bzw. Lebensgemeinschaften In ezug Ahnliche one VOoO  —_ den Opposıitionsbänken VCI-

auf die steuerliche Absetzbarkeit des Kinderbetreuungsbedar- nehmen: DIie CDU egrülste das Urteil als „revolutionäre
fes eın Ende machen. Der Gesetzgeber wiıird einer Entscheidung“ un selbst die diesbezüglich bisher nıcht eben
fassenden Neuregelung des Kinderleistungsausgleichs unter profilierte FDP sprach VON einer ‚bahnbrechenden Verbesse-
deutlicher Aufstockung der Entlastungen für Famılien aufge- LUNngs für Familien“
ordert. DiIie Regelungen der S0er re werden diesbezügliıc

Tatsache 1st, da{fs wleder einmal w1e bereıts In äahnlichenals verfassungswldr1g, weıl Versto{fß den Gle1ic  e1lts-
orundsatz, qualifiziert. Im einzelnen ordert das Gericht e1- Grundsatzurteilen 19972 un: 995 das Bundesverfassungs-
NenNn zusätzlichen Freibetrag für Kinderbetreuungskosten VO  - gericht lst, das famıliıenpolıtisch wirklich Gewichtiges auf den
4000 ark PIO anr bereıts ab dem Januar 2000 SOWIeEe e1- Weg gebrac hat Es kann sich el auf dıe starke un 1mM
NnNen zusätzlichen Haushaltsfreibetrag VO  S rund 6000 ark politischen Alltagsgeschäft noch tändıg anwachsende Be-
DTO ahr aD dem Januar 2002 nachteligung VO  z Famıilıen erufen Liese Benachteiligung

ist 1ne „objektive Tatsache“ Objektivıtät In dem Sınne, WIe
Das Karlsruher Urteil Z Familienbesteuerung hat allge- 6S S1e In der Polıtik überhaupt 11UTL geben kann, nämlıch als
meılne Zustimmung, bel Engagıerten geradezu Begeisterung mehrfach öffentlich vorgeltragene Behauptungen un Unter-
ausgelöst. Als „bahnbrechend“ un einen „Jegen für die Fa- suchungsergebnisse, deren Berechtigung 1m Prinzıp nıcht
miılien“ charakterisierte der Katholische Famıiılienbund gezweıfelt wird.
Di1e SUu  eutsche Zeıtung elerte In ihrem Kommentar VO Konkreter gesagtl: DIie polıtischen Fehlsteuerungen agen auf

Januar das Gericht un namentlich auch den eder- der and und doch machte sıch keine Parte1 diea
tührenden Richter Paul Kirchhof als „Schutzengel der Famı- wirklich 1M notwendigen Umfang polıtisch eıgen. Wır ha-
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ben un: dies 1st nach UNSCTEINNN Selbstverständnis als priın- äflst [)as üngste Familienurteil des Bundesverfassungsge-
zıpıell vernünftig verfafste Demokratie durchaus 1ın Problem richtes äfst sich mühelos In 1ne solche Topographie elinord-

mithin mıt offenem Politikversagen i{un Fıne Entschei- 1E Ja bestätigt S1E geradezu.
dung, deren Zustandekommen ‚WaTl allgemeın begrüßt, die Angesichts des offensıiıchtlichen Versagens der Parteien bedarf

s scheinbar der extfernen hoheitlichen nstanz des Verfas-aber VOIl keiner politischen Kraft In dieser Form auch gefällt
wird, ähnelt einem öffentlichen Güt Dessen Produktion stellt sungsgerichtes, un dıie notwendigen Anpassungen CI-

al alle besser, wırd aber unter den gegebenen Bedingungen zwingen. Als ontroll- un Korrekturinstanz soll 65 die 1110-

dennoch VO  —_ nıemandem betrieben (Marktversagen). er alısch anspruchsvolle Entscheidung auch den
Tatbestand, da{ßs die eigentlich aTiur vorgesehenen Entschei- egolstischen Lobbyısmus des politischen Tagesgeschäftes
dungsstrukturen Gesellscha: sıch als nıcht dazu ähıg durchsetzen. Und für die daran beteiuligten Richter haben
erweılsen, allseıts erwünschte Veränderungen herbeizuführen, denn Ja auch tiefe moralische Überzeugungen Pate gestanden
markiert das Kernproblem hınter dem Karlsruher Urteil für einen ingriff, der In selner Härte und Bestimmtheit die

bisherige Gerichtsprax1s vorsichtiger Fingerzeige eendet und
das für richtig Erkannte In unausweichliche rechtliche Aufla-

Carl Schmutt äflt srüßen CIl o1e
Hıer siınd weiıt über diese Einzelentscheidung hinaus Fragen

DIe Entscheidung des Verfassungsgerichtes hat hler scheıin- berührt, die letztlich auf ıne grundlegende Positionsbestim-
bar Abhıilfe geschaffen un 1st dennoch nıcht unkrıtisiert IHNUNS der (Sozial-)Ethik In der Moderne abzielen (vgl dazu:
geblieben. DIie Kritik richtet sıch nıcht sehr die Sa- Tre Habisch, Autoriıtät un: moderne Kultur, Paderborn
che selber, sondern die Art un: Welıse, WIEe hıer das 1994 Läfst sich das ‚Wahre, Schöne un: ute  c nıcht letzt-
BVerfG selbst den Griffel der Fxekutive In dıe andD ıch doch 11UTr die Mühlen des bestehenden Systems,
1HECN und noch die Ööhe VO Abschreibungsbeträgen eicCc den kurzsichtigen Opportunismus VO  S Politikern un
festgelegt hat War nährt sıch dieses orgehen AaUus TIAaNrun- Wirtschaftsführern, durchsetzen? Bedarf nıcht angesichts
gCIl In der Vergangenheit hat sıch doch die Polıtik über (3e- wachsenden Problemdrucks einer „direttissima der Ora
bühr eıt gelassen mıt der Umsetzung famılienorlientierter In die OlLTtL DIe „Ökodiktatur“ e1lines Hans Jonas 1st ebenso
Gerichtsbeschüsse. Doch Krıtiker WI1e das ehemalige Ge- einer olchen Grundkonzeption verhaftet WIE mancher kon-
richtsmitglie Ernst- olfgang Böckenförde sehen sıch hıer In servatıve JurIist, aber auch der politische OÖkonom, der jede
ihrer Befürchtung bestätigt, da{fs sıch das Gericht unter der politische Einflufßsnahme partıkulärer Interessengruppen als
and eliner Art Nebenregierung entwickelt, die ohne al ıllegıtım ansıeht. Immer wiıird 1M Namen drängender Werte

das bestehende politische Institutionensystem als olches dıs-rekt demokratisch legitimiert se1ın immer mehr OMpe-
tenzen sıch reilßt. kreditiert,; das dıie schnelle Umsetzung der eINZIE richtigen
Kenner der Geschichte des Grundgesetzes fühlen sich el Entscheidung scheinbar 11UTr hınauszögert un behindert

den bereits nahezu legendären katholischen Staatsrechtler
Carl chmutt erınnert, der Wal nach selner Kollaboration mıt
dem Nationalsozialismus nıcht mehr aktıv eiıner och- Das Urteil und die Zukunft der Familienpolitik
schule wiırkte, aber ÜnG se1lne CNrıften WIE CS selne

Solche theoretischen Kurzschlüsse chaden sowohl der balchüler die Rechtsordnung 1mM Nachkriegsdeutschland doch
nachhaltig mitbeeinflufst hat Carl chmıtt hatte als dUSSEC- stungsfähigkeıt demokratischer Selbstverständigung einer
wlesener Antıparlamentarier das Verfassungsgericht des Gesellscha: als auch dem eigentlichen nliegen der Moral
Grundgesetzes In der Posıtion des den politischen Parteıen Denn S1Ee Oorıentieren die moralıschen Kräfte ın iıne ichtung,
enthobenen „Hüters der Verfassung” gesehen. In der ach- die der Durchsetzung ıhrer eigentlichen nlıegenN-
olge des Weıl1marer Reichspräsidenten habe dieses dıe Auf- äuft Dies oilt zumiıindest mıttel- un langfristig auch für dıie
gabe, als etzter Referenzpunkt über den kleinlichen Streıte- Familienpolitik. enn auch hier 1st frei nach egel

die „Zeıt der Heroen , der moralisch motivierten FEinzel-relen der polıtischen Partejien die anspruchsvolle moralısche
Dezision reffen un autorıtatıv durchzusetzen. kämpfer In Sachen amlılıe (etwa In Person des ersten Famılıi-

enmı1nısters Würmelıing), vorbel. Und auch der Verfassungs-
Hıntergrund 1st be] chmitt letztlich ıne begriffliche 10po- richter Paul 1rC.  OL,; der als die treibende Kraft hinter der
graphie, die zentrale ethische Forderungen In prinzıpiellem Entscheidung oilt, sche1idet demnächst turnusgemäfßs AaUus dem
Gegensatz die tragenden Institutionen der modernen BVerfG AUus Nac  altıge Wirkung werden spektakuläre (Ge-
Gesellschaft, Demokratie un Marktwirtschaft, sieht richtsentscheide WIE derjenige VO Januar 1Ur dann ent-
AT un: oral,; pluralistische Offentlichkeit un: Ora alten, WE S1Ce 1ne entsprechende Dynamıiık ınnerhalb der
SInd für chmuıutt Gegensätze, weıl das kleinliche Interessenge- politischen Kräftefelder auslösen, WE S1e mıthın gesell-
klüngel der Lobbyıisten un das oberflächliche Geschwätz der schaftspolitische Strukturentscheidungen oder SAl instıtut10-
Journaille die moralısch anspruchsvolle Dezıisıon zerbröseln ne Reformen bewirken.
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IUlusionär ist dagegen dıe Un die detailfreudigen Festle- SO wıird denn eın Junger Abgeordneter In einer andtags-
SuUuNsCH genährte offnung darauf, da{s das Urteil selbst be- oder Bundestagsfraktion nıcht Karrıere machen, WE sıch
reıts eiıne unwiderrufliche Richtungsentscheidung für dıie Po- der Familienpolitik verschreı1bt. Ahnliches oilt übrigens auch
lıtık vorgibt. Denn dıe ‚strukturelle Rücksichtslosigkeit” für andere Subsysteme WIE die Wissenschafft: Deshalb ist etwa

In den famılienorientierten Sozialwissenschaften Altmeiı-Franz-  aver Kaufmann) gegenüber Famıliıen 1st damıt nıcht
auflser Kraft gesetzt worden. erden dıe Mehrausgaben etwa stern WAar keın Mangel, doch Nachwuchskräfte siınd sehr viel

Was abzusehen ist Ün Steuererhöhungen oder einen Cn gesat. In Verlängerung werden dann freiwerdende Stel-
au famılıenorientlerter Leistungen In anderen Bereichen len umgewlidmet etwa ın mweltökonomik oder Betriebs-
finanzılert, dann bekommen Famıilıen wieder einmal das ın wirtschaftsliehre
die ıne Tasche gesteckt, Was ihnen AUS der anderen heraus-
SCZOSCH wurde. Bleibt S1CE wıleder über re womöglıch bıs

Reformvorschläge: Familienbeauftragte undZU nächsten BVerfG-Urteil die eINZIge nennenswerte An-
PDAassuns, dann rag dies 11UT jenen unberechenbaren stellvertretendes Elternwahlrecht
Schwankungen bel,; dıe Famılıien eiıne langfristige Planung
unmöglich machen. Doch WI1Ie kann solchen, sehr grundlegenden Fehlsteuerungen
Allgemeine Selbstzufriedenheıt über das nunmehr FErreichte abgeholfen werden? elche institutionellen Mechanısmen
sollte er eher einer vertieften Reflexion arüber atz könnten hier greifen un HTr SOTSCHIL, da{fß HMGU künstliche
chen, WI1e denn der eINngangs konstatierte Befund allgemeiner Anreıze für die polıtisch schwer vermıiıttelbare Querschnitts-
Zustimmung beli ebenso allgemeıner polıtischer Tatenlosig- aufgabe Familienpolitik geschaffen, mıthın AdUus famılıenpoli-
keıt möglıch geworden 1st. Der Gerichtsentscheid 1st dann tischem Engagement mehr polıtische (Gewinne geschlagen

werden können? DIies erscheıint als die eigentliche Herausfor-nıcht schon die Lösung, sondern bezeichnet erst das eigentlı-
che Problem der Familienpolitik In der Demokratie. derung ın der augenblicklichen Sıtuatlion, In der eın externes

rgan SOZUSASCH eiıne moralısche Metaınstanz des Polıti-
Von er leitet sıch auch meılne Leitthese ab Der Familien- schen bilden mMUu Wo nämlich ıne Gesellschaft auch auf der
politik nıcht ıllen un moralıschen Regelebene für das Zustandekommen adäquater Problemlö-
Engagement einzelner, sondern Instıtutionen, die hre An= SUNSCHI auf das moralische Engagement einzelner angewlesen
lıegen In handlungsrelevante Anreıize für Entscheidungsträ- ist, da drängt eın olcher 7Zustand auf fortschreitende Selbst-
CI aufen politischen Ebenen transformieren. enn nıcht erübrigung, da MuUu der moralische Impuls auf Dauer gestellt

demokratisch-marktwirtschaftliıchen System vorbeıi, SOI- werden, un ‚War MC die Gestaltung VO  s Institutionen.
dern lediglich UNTC: dıeses INAUTC: können ihre Kernanlıie-
SsCH systematisch ZUT Geltung gebrac werden. Für eline derartige Institutionalisierung der Familienpolitik
Wo das Verfassungsgericht auf Dauer 7u einzıgen wirkli- siınd verschiedene Vorschläge emacht worden. An bereıits ın
chen Impulsgeber der Famıilienpoliti wird un: sıch auch) anderen Bereichen realısıerte Praxıs sıch dıie Schaffung
dıie neue) Regierung eher In ıne finanzpolitische Abwehr- elnes Familienbeauftragten etwa mıt aufschiebenden Veto-
ro hinein gedrängt sıeht, da ist der ae der Familien rechten Mehrheitsbeschlüsse ıne solche nstıtu-
langfristig eın Bärendienst erwlesen. Denn Familienpolitik tionalisierung würde zumiıindest für einen Abgeordneten An-

reize schaffen, sıch familienpolitisch engagleren.wırd dann VO den politischen Verantwortungsträgern eher
als lästiger Kostenfaktor denn als zukunftsträchtiges Poli- Allerdings sind die Erfahrungen mıt Frauen-, Behinderten-
1i1kfeld wahrgenommen. Es kann nıcht se1nN, da{ßs 1ne orpol1- un: Ausländerbeauftragten eher ernüchternd: ıne Dynamık
tische Institution ler immer wieder eure Auflagen machen Z Überwindung struktureller Rücksichtslosigkeıit äfst sıch
mu{fs un: die Politiker dann ın der Offentlichkeit 11UT noch ME ıne solche alsnahme me1st nıcht In Gang setizen

die Kosten vertreten en 1elmenNnhr rag sS1€ u leicht Feigenblattcharakter un:
blockilert die Möglichkeıit elnes produktiven We  ewerDs
zwischen den Parteien un: politischen Grupplerungen.DiIe Liste der in der Geschichte der Bundesrepublık Deutsch-

land entwickelten famılienpolitischen Reformvorschläge ist
Eın sehr viel radikalerer Vorschlag ist die Einrichtung eineslang erinnert se1 hıer 11UT das bereıts ın den 50er Jahren

VvVon ılfrıe Schreıiber entwickelte Modell eliner „Jugend- stellvertretenden Elternwahlrechtes für Kınder iıne derar-
rente”, dıe ebenso WI1IeE dıe Altersrente ıne „intertemporale tıge Ma{isnahme I  u dort all, die strukturellen
aber intrapersonelle” Umverteiulung 1 en des Versicher- Trobleme liegen: ESs werden demokratiekompatible Anreı1ize
ten eisten sollte Was e  1 sind Anreıze für Politiker und Par- geschaffen, e das politische System INa Jes
telen als politische Unternehmer, un sich 1mM Wettbewerb nNenN Entscheidungen kommen, die gegenwärtig lediglich
Wählerstimmen mıt derartigen Reformkonzepten profilie- VO  > aufßen hıneingetragen werden (können). Durch /Zusatz-

stimmen für Eltern eventuell verbunden mıt der Maisgabe,BFE er polıtische Gewıinn entsprechenden Fngagements 1st
ntier den gegebenen institutionellen Bedingungen ger1ng. diese bewußfßlt den Interessen iıhrer Kınder orlentieren
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würde eın politisches Nachfragepotential geschaffen, auf das ZUNS der okalen Akteure bringt einen Zuwachs nforma-
sıch polıtische Unternehmer als Anbieter famılıenpolitischer t1on un Handlungsressourcen als Voraussetzung leistungs-
Leistungen spezlalisıeren könnten. Legendär ist etwa dıe Be- fähigerer instıtutioneller Lösungen. Di1e lokale Poliitik verbes-
gründung, dıe Bundeskanzler Konrad Adenauer angeblich für Ssert hre Steuerungsmöglıichkeiten, indem S1€e Z/Zugang
dıie Ablehnung des oben genannten Schreiberplans Z chaf- dezentral verteiltem Wiıssen erhält Mıt der Kooperatıon
fung eliner Jugendrente gegeben hat „Kınder un ugendli- tereinander un: der Partiızıpation polıtischen anungs-
che en keine WählerstimmenI5 prozeis gewinnen auch Betroffene Gestaltungsmöglichkeiten,
DiIie Möglichkeıt elnes stellvertretenden Elternwahlrechtes Wäas ihre Identifikation mıt den gefundenen Ösungen C1-

wıird gegenwärtig vorwiegend unter Hınwels auf hre Verfas- höht Der Kommune wachsen dabe]l In Gestalt VO  S „public-
sungskonformıiıtät In Zweifel gestellt. Hıer edürfte SC prıvate partnersh1ips” zusätzliche Ressourcen
LaueTeT Juristischer Untersuchungen. Es scheıint aber doch,
da{fs eın olches Instrument 1 Prinzıp cschr viel kompatibler Dieser Zuwachs Handlungsmöglichkeiten SOWIE die Of-
mıt MS CHEN Grundordnung ware als eın Verfassungsgericht, fentlichkeit regionaler Kommunikatıonsprozesse, diıe VO  a

das SOZUSagCHl In pe  m Ausnahmezustands Anfang unter Nn inbezug der (lokalen Medien ab-
SCH Ise dem Gesetzgeber onkret budgetwirksame orgaben laufen, versprechen polıtische Gewinne für die daran Bete1-
In zweıistelliger Miıllardenhöh: machen. lıgten. hre Kooperatıion kann sıch über den Prozelis hınaus

problemorientierten Netzwerken verfestigen, die als SOZI1-
ber solche Vorschläge, die nach WIE VOT elnes gerüttelten alkapıtal eiıner Regıon 1ne Basıs für die zukünftige uCcC
Maßes polıtischer Utopie rfen, hinaus erscheinen nach Problemlösungsinstrumenten bilden Dabe!]l bewegt sıch
aber SOZUSaSCI auf der operatıven ene auch noch die der Verwaltung hın moderlerenden un flankıe-
dere Wege gangbar seIN. DIiese betreffen VOTI em dezen- renden Funktionen. Lokale Diskursprozesse sınd mıiıthın eın
trale Entscheidungen ETW In den Kommunen un auch ıIn wesentliches Element des unter den Stichwörtern Neue SO71-
Betrieben. Hıer, VOT (Dit fallen wesentliche Entscheidungen alkultur, Bürgergesellschaft bzw. Zivilgesellschaft diskutierten
ezüglic der Lebensqualität VO  — Famıilıien. Familiengerech- veränderten Selbstverständnisses der polıtischen Offentlich-
ter Wohnraum, flex1ble Arbeitszeiten un: Teilzeitarbeit, keit ın der Demokratie. S1e sındZ für die angesichts
Qualifizierungsmöglıichkeiten In un nach einer Famıiılien- nehmender Komplexıitätssteigerungen ausdıfferenzierter G:
phase eic sınd die regionalen Schlüsselfaktoren für eın famı- sellschaiften wıieder höchst ktuell gewordene Subsıidiarıität.
hıengerechtes Umfeld Defizite hıer SInd ua inanzıelle
Transfers kaum kompensieren. Doch auch auf kommuna-
ler Ebene treten dıe TODIeme struktureller Rücksichtslosig- Der Famıilien-Tisch als Instrument kommunaler
keıt auf: Im Standardfall werden Kommunalpolitiker eher Familienpolitik
RC die Ansiedelung VO  z Gewerbebetrieben oder dıie chaf-
fung Sportanlagen polıtische ewınne erzielen kön- Familıenpolitisch I1  u hler das Konzept des Famıilien-
HCM ist kommunale Famıilienpolitik mithın häufig kein Tisches d mıt dem WIT 1mM Rahmen eiınes Forschungsprojek-
ema tes gegenwärtig arbeiten. Als Okaler Diskursprozeis der
Angesichts derartiger Konstellationen ollten kräftige me Familien-Tisch auf kommunaler ene Verantwortungsträ-
pulse auch VO  —; elner übergeordneten politischen ene SCI N Wirtschaft, Polıitik un Gesellscha: Z  MM
etwa der Landes- oder Bundespoliti ausgehen. Diese ha- dıie regıonalen Rahmenbedingungen für Famıilien verbes-
ben aber 1Ur dann Aussicht auf Erfolg, Wenn S1e sıch nıcht SCTIL Es können ersonalverantwortliche AdUs$s prıvaten oder
blo{fs auf der ene moralıischer Appelle Kkommunen be- öffentlichen Unternehmen, zuständige Referenten AdUus der

1elmenr muUussen dıe Nnrelize politischer und ökono- Stadtverwaltung, Engagılerte AaUs den Famıilıenverbänden,
mischer Unternehmer auf der Okalen ene auch instıtut1o0- Vertreter VO Soz1al- un Beratungseinrichtungen eic se1N,
nell verändert werden (Gesellschaftsordnungspolitik). die Famıiılientisch teilnehmen. Sie identifizieren ach
Kommunalpolitikern mMu der Anreı7z dazu gegeben werden, Abstimmung mıt un auf Inıtlatıven VO  z betroffenen Famı-
sıch Oonkret famılıenpolitisch profilieren. DIes geschieht lıen dıe relevanten Themen, formulieren eiıne Agenda
etwa WD die Herstellung eıner entsprechenden Offentlich- un richten Einzelprojekten thematische Arbeitsgruppen
keıt Innovatıve Instrumente diesem WeC sınd Ööffentlich eın S1e Implementieren entweder selbst konkrete Verände-
ausgeschriebene We  ewerbe (vom 1yp Bio-Reg10) oder FUuNsSCH oder arbeıiten Ratschläge die kommunale Verwal-
auch medial begleitete Kommunikationsprozesse In nleh- L(ung aus

NUNng dıe Agenda Z Wıe bel anderen Okalen Diskursprojekten gehören eıne PTO-
fessionelle Projektbegleitung un Moderatıon SOWIE die Un-

Solche regionalen Kommunikations- und Diskursprozesse terstutzung 1G dıie kommunale Polıtik den wichtigsten
welsen eın erneDbDlıches ökonomisches, sozlales un: kologı- Erfolgsfaktoren. eIMCc sollte eın olches Projekt auf andert-
sches Entwicklungspotential für ıne Regıon auf. DIie Vernet- halb bıs WwWEel KE begrenzt se1InN. Der Famıilien-Tisch stellt
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Medien

für dıe ematı eıne regionale Offentlichkeit her un tik bewirken: Es wollte NaC.  altıge Verbesserungen für Famı-
el auf „win-win -Strategien zwischen betroffenen Famı- 1en erwirken. Iieses nlıegen kann aber L1UTL dann realisiert
lıen, Kommunalpolitik un: gewerblicher wWI1e öffentlicher werden, WEeNn der moralısche Impuls nıcht mehr He VO  .

Wirtschaft. Das Konzept rag zudem dem Querschnittscha- auflßen die vorhandenen polıtischen Institutionen heran-
rakter der Herausforderungen echnung. Die sich bıldenden wird.
famiılienpolitischen Netzwerke sind für die Nachhaltigkeit Er mMu vielmehr In Veränderungen des instıtutionellen Rah-
der beschlossenen Ma{isnahme: VO  > entscheidender edeu- LLIECETNS politischer Entscheidungen auf allen Ebenen
tung mıt konkreten Konsequenzen für die Lebensqualität gemunzt werden. Dazu sınd ıne el VOoO Vorschlägen AdUS-

gearbeıtet worden. Regionale un kommunaleVO  — Famılıen In der Regıion.
Diskursprojekte WIe der Familien-Tisch können hıer eın wWeIl-

Das nlıegen des Verfassungsgerichtsurteils WarTr nıcht 11UL, erer Bausteıin Sse1IN. S1e setzen vorhandenen Okalen Poten-
In schöner Regelmäfsigkeit einmal mehr dıe wichtige Auf- t1alen un: verlangen damıt keine tiefgreıfenden politi-
gabe der Familienpolitik erinnern. Es wollte vielmehr mıt schen Systemkorrekturen. Be1l Berücksichtigung der
selinen konkreten orgaben und Auflagen eiıne Richtungsän- genannten Erfolgsfaktoren versprechen s1e wirksame un
derung der deutschen Steuer-, Soz1al- un Gesellschaftspoli- NaC.  altıge Veränderungen VOT (: reHabısch

Modernes Fossı]l
as „Wort ZU Sonntag hat sıch verändert

Die Verkündigungssendung „Das WortZ Sonntag” gehört ZU Urgestein des
deutschen Fernsehens. ach einem starken ÜcCKgang der Zuschauerzahlen In den
VETrSANHNSECHEN Jahren erscheint S1E seit Anfang Februar mMI1t Format. Martın
u Leıter des Katholischen Instituts für Medieninformation In Köln, charakterı1-
sıert das nliegen der Sendung, stellt dıe Neuerungen Vor und hewertet S1e.

„Gott 1st nıcht WG ist LLUTL beım Wort ZU Sonntag eINge- Von D Miıllionen Zuschauern 1M re 1992 (was einem
schla  1< iıne D1iagnose, die sıch dıe Verantwortlichen Marktante1 VO  z fast Prozent entsprach) sank die eıiıch-
Herzen aben, kommt Ss1e doch VO  = einem, der weıte auf zuletzt etwa wWwel Miılliıonen Zuschauer mıt einem
se1t ebruar besser machen ll Stephan Wahl 1st einer der Marktanteil VO  - unter zehn Prozent. Der typische 7Zuschauer
„Neuen“, die 1mM renovılerten Klassiker des Ersten Deutschen besser die typische Zuschauerin 1st über re alt, mıt
Fernsehens versuchen sollen, mehr Zuschauer als zuletzt muiıttlerer Schulbildung, eher katholisch denn evangelısch un
zusprechen un für vier 1ınuten den Schirm bınden AaUuUus dem Westen Deutschlands Frauen un Männer ab
Wıe e1in Fels In der randung steht das „Wort ZU Sonntag”. Jahren machen mehr als Zzwel Drittel des ubliıkums AUS Mıiıt
Unverwüstlich, scheıint C3Iy trotzt dieses geradezu antıke weıtem Abstand folgen die ( bIs 49Jjährigen mıt etwa
Fernsehformat en Stürmen der umgebenden Bilderflut Selt 500 00O; etwa 180 000 üngere Erwachsene zwischen un
Jetzt fast Jahren Ist auf Sendung; lediglich dıe „ Lages- Jahren bilden diıe kleinste Zuschauergruppe. Vor em
schau“ 1st äalter. Nur: Der Nachrichtenklassiker der hat hıer zusätzliches uDlıkum gewinnen, 1st nlıegen der Re-
selinen Auftritt In den VErgANSCHECH Jahrzehnten immer wleder form, deren rgebnıis seıt dem Februar jeden Samstag-
dem Publikumsgeschmack angepaßt, ohne deshalb aub- en zwıischen „Tagesthemen“ un: pätfiulm besichtigen
würdigkeıt verlieren, ohne also auch die nhalte den Wl 1st. Aber auch „relig1öse Rede raucht Quote”, we1fs ohanna
delten Sehgewohnheıten anzugleichen. 717e zuletzt der Quo Haberer, Rundfun.  eauftragte der EK  S
tendruck auch für die Verkündigungssendung WortZ
Sonntag veranla{fiste die Verantwortlichen, ber ıne mehr oder IDER WortZ Sonntag kennt jeder [ )as 1st WI1e beım
miıinder starke Veränderung des einzıgen regelmäfsigen kırchli- In jedem VO  . uns steckt eın kleiner Bundestrainer. Und

meınen viele, da{s S1€e auch dieser Sendeform Ratschläge mıtchen Programmtermins 1mM Gemeinschaftsprogramm der
ARD nachzudenken un vorsichtige Retuschen anzubringen. auf den Weg geben könnten. Forderungen nach mehr Aktua-
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